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299. Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 28. Mai 1973 über die Pau-
schalierung von einigen Nebengebühren für
Hausbeschauen außerhalb der vorgeschriebe-

nen Dienststunden

Auf Grund der S§16 und 20 in Verbindung
mit § 15 Abs. 2 des Gehaltsgesetzes 1956, BGBl.
Nr. 54, in der Fassung der 24. Gehaltsgesetz-
Novelle, BGBl. Nr. 214/1972, wird mit Zustim-
mung des Bundeskanzlers verordnet:

§ 1. (1) Den Beamten, die außerhalb der im
Dienstplan vorgeschriebenen Dienststunden eine
Hausbeschau (§ 49 des Zollgesetzes, BGBl.
Nr. 129/1955) durchgeführt haben, gebührt für
die außerhalb der im Dienstplan vorgeschriebenen
Dienststunden ausgefertigten diesbezüglichen Ab-
fertigungsbefunde (§ 56 Abs. 11 des Zollgesetzes)
eine pauschalierte Überstundenvergütung.

(2) Das Pauschale beträgt

1. für Beamte der Verwendungsgruppen A
und B 0'37 v. H. und

2. für Beamte der Verwendungsgruppen C, W 2
und W 3 0'30 v. H.

des Gehaltes der Gehaltsstufe 2 der Dienst-
klasse V (zuzüglich einer allfälligen Teuerungs-
zulage) für jede Verrechnungseinheit. Verrech-
nungseinheit ist der Abfertigungsbefund (§ 56
Abs. 11 des Zollgesetzes). Enthält der Abferti-
gungsbefund mehr als drei Tarifpositionen, so

gelten je drei (angefangene) Tarifpositionen als
eine Verrechnungseinheit. 33'3 v. H. des Über-
stundenpauschales stellen den Überstundenzu-
schlag dar.

§ 2. Die Überstundenvergütung nach § 1 ge-
bührt auch den Beamten, die die Hausbeschau
kontrolliert und die diesbezüglichen Abferti-
gungsbefunde nachweislich überprüft haben.

§ 3. (1) Den Beamten der Allgemeinen Ver-
waltung gebührt für jede angeordnete Über-
stunde, die sie zur Durchführung von Haus-
beschauen geleistet haben, eine pauschalierte Auf-
wandsentschädigung. Dies gilt nicht für die Zeit,
die die Beamten zur Ausfertigung der Abferti-
gungsbefunde benötigen.

(2) Das Pauschale beträgt 5 S für jede Stunde,
höchstens jedoch 225 S im Kalendermonat.

§ 4. Die Aufwandsentschädigung nach § 3 ge-
bührt auch den Beamten, die die Hausbeschau
kontrolliert haben.

§ 5. Bei der monatlichen Abrechnung der Ne-
bengebühren sind Bruchteile von Überstunden,
wenn sie mehr als 30 Minuten betragen, als volle
Stunde zu rechnen, wenn sie weniger als 30 Mi-
nuten betragen, unberücksichtigt zu lassen.

§ 6. Diese Verordnung tritt am 1. Juni 1973
in Kraft.

Androsch
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300 . Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom 1. Juni
1973 über die Verwendung des Zeichens

„Produktdeklaration" für Staubsauger

Auf Grund des § 32 Abs. 4 des Bundesgesetzes
vom 26. September 1923, BGBl. Nr. 531, gegen
den unlauteren Wettbewerb in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 74/1971 wird ver-
ordnet :

§ 1. Das in Anlage 1 zur Verordnung BGBl.
Nr. 54/1972 abgebildete Zeichen („pd-Zeichen")
darf im geschäftlichen Verkehr für Staubsauger

nur dann verwendet werden, wenn es die im
§ 2 vorgesehenen Angaben in der im § 3 der
Verordnung BGBl. Nr. 54/1972 vorgesehenen
Form enthält.

§ 2. Im Fall der Verwendung des pd-Zeichens
im geschäftlichen Verkehr sind die in der Anlage
dieser Verordnung vorgesehenen Kennzeich-
nungselemente und die diesen entsprechenden
Angaben in unveränderter Reihenfolge anzu-
geben.

§ 3. Für die Einhaltung dieser Verordnung ist
der Deklarierende verantwortlich.

Staribacher

Anlage
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301 . Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom 1. Juni
1973 über die Verwendung des Zeichens
„Produktdeklaration" für Ultraviolett- und

Infrarot-Bestrahlungsgeräte

Auf Grund des § 32 Abs. 4 des Bundesgesetzes
vom 26. September 1923, BGBl. Nr. 531, gegen
den unlauteren Wettbewerb in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 74/1971 wird verord-
net:

§ 1. Das in Anlage 1 zur Verordnung BGBl.
Nr. 54/1972 abgebildete Zeichen („pd-Zeichen")
darf im geschäftlichen Verkehr für Ultraviolett-
und Infrarot-Bestrahlungsgeräte nur dann ver-
wendet werden, wenn es die im § 2 vorgesehenen
Angaben in der im § 3 der Verordnung BGBl.
Nr. 54/1972 vorgesehenen Form enthält.

§ 2. (1) Im Fall der Verwendung des pd-Zei-
chens im geschäftlichen Verkehr sind die in der
Anlage dieser Verordnung vorgesehenen Kenn-
zeichnungselemente und die diesen entsprechen-
den Angaben in unveränderter Reihenfolge anzu-
geben.

(2) Das Kennzeichnungselement des Abschnit-
tes III Z. 3 lit. e („Filterglas:") der Anlage dieser
Verordnung mit der Angabe „ja" ist nur anzu-
führen, wenn es für das jeweilige Gerät zutrifft.

§ 3. Für die Einhaltung dieser Verordnung ist
der Deklarierende verantwortlich.

Staribacher

Anlage
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302 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 6. Juni 1973 be-
treffend die Bestimmung des Straßenverlau-
fes der B 115 Eisen Straße im Bereich der

Gemeinde Altenmarkt bei Sankt Gallen

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, wird verordnet:

Der Straßenverlauf der B 115 Eisen Straße
wird im Bereich der Gemeinde Altenmarkt bei
Sankt Gallen wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt
im Anschluß an den durch die Verordnung vom
12. Dezember 1972, BGBl. Nr. 497/1972, be-
stimmten Abschnitt der Eisen Straße bei
Projekts-km 79,988 (alt-km 79,967), verläuft
vorerst unter teilweiser Benützung und Über-
schneidung der bestehenden Trasse, verläßt diese
sodann in östlicher Richtung, umfährt die Ge-
meinde Altenmarkt bei Sankt Gallen am Orts-
rand des geschlossenen Siedlungsgebietes und er-
reicht in gestreckter Linie geführt bei Pro-
jekts-km 81,00 (alt-km 81,062) wieder die be-
stehende Straßentrasse.

Im einzelnen ist der Verlauf der Straßentrasse
aus den beim Bundesministerium für Bauten und
Technik, beim Amt der Steiermärkischen Lan-
desregierung und beim Gemeindeamt Alten-
markt bei Sankt Gallen aufliegenden Planunter-
lagen zu ersehen.

§ 15 BStG 1971 findet auf vorangeführten
Straßenteil Anwendung. Die Grenzen des Bun-
desstraßenbaugebietes sind den aufliegenden
Plänen zu entnehmen.

Moser

3 0 3 . Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom 12. Juni
1973, mit der die Lehrberufsliste geändert

wird

Auf Grund des § 7 des Berufsausbildungs-
gesetzes, BGBl. Nr. 142/1969, wird verordnet:

Artikel I

Die Verordnung des Bundesministers für Han-
del, Gewerbe und Industrie vom 22. Oktober
1969, BGBl. Nr. 375, mit der die Lehrberufsliste
erlassen wird, wird wie folgt geändert:
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Die Anlage (Lehrberufsliste) wird nach Maß-
gabe der Anlage zu dieser Verordnung hinsicht-
lich der in der ersten Rubrik „Lehrberuf" dieser
Anlage angeführten Lehrberufe geändert.

Artikel II
(1) Art. I ist hinsichtlich der in der zweiten

Rubrik „Lehrzeit" festgesetzten Dauer der Lehr-

zeit auf Lehrlinge, deren Ausbildung in einem
in der ersten Rubrik „Lehrberuf" der Anlage
angeführten Lehrberuf vor dem 1. Jänner 1973
begonnen hat, bis 30. Juni 1976 nicht anzu-
wenden.

(2) Diese Verordnung tritt mit 1. Juli 1973
in Kraft.

Staribacher

Anlage
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304. Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 14. Juni 1973, mit der die
Zollgesetz-Durchführungsverordnung 1973

geändert wird

Auf Grund des Zollgesetzes 1955, BGBl.
Nr. 129, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 142/1957, 68/1959, 78/1968 und 230/1971
wird verordnet:

Artikel I

Die Zollgesetz-Durchführungsverordnung 1973,
BGBl. Nr. 476/1972, wird wie folgt geändert:

1. § 18 hat zu lauten:

„§18
Zu § 185 Abs. 2 des Zollgesetzes 1955

Folgende auf dem Amtsplatz außerhalb der
Amtsstunden durchgeführte Amtshandlungen
werden von der Kostenpflicht ausgenommen:

a) Die im § 140 des Zollgesetzes 1955 vor-
gesehenen Amtshandlungen;

b) die Abfertigung von vorabgefertigten
Waren in der Ausfuhr;

c) die Abfertigung von Massengütern, wie
Kohle und Koks, ausgenommen jedoch
Holz in der Ausfuhr, im Eisenbahnverkehr;

d) die Abfertigung von Waren zum Zwischen-
auslandsverkehr bei oder zu einem Zoll-
amt, das vom übrigen Zollgebiet auf der
Straße nur im Zwischenauslandsverkehr
erreichbar ist."

2. § 19 hat zu lauten:

Artikel II

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1973 in
Kraft.

Androsch

3 0 5 . Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 15. Juni 1973 über die
Ermäßigung des festen Teilbetrages für be-
stimmte Waren der Zolltarifnummer 20.05

nach dem Ausgleichsabgabegesetz

Auf Grund des § 5 Abs. 2 des Ausgleichs-
abgabegesetzes, BGBl. Nr. 219/1967, wird in Ver-
bindung mit § 6 des Zolltarifgesetzes 1958, BGBl.
Nr. 74, verordnet:

Artikel I

Der feste Teilbetrag der Ausgleichsabgabe wird
für die nachstehend angeführten Waren wie folgt
ermäßigt:

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. Juli 1973 in
Kraft und verliert ihre Wirksamkeit mit Ablauf
des 31. Dezember 1973.

Androsch

306 . Verordnung des Bundesministers für
Inneres vom 15. Juni 1973 betreffend die
Durchführung von Änderungen in der
Wählerevidenz (Wählerevidenzverordnung

1973)

Auf Grund des § 9 Abs. 3 des Wählerevidenz-
gesetzes 1970, BGBl. Nr. 60, in der Fassung der
Bundesgesetze BGBl. Nr. 289/1971 und 280/1973
wird verordnet:

§ 1. Alle Personen, die die österreichische
Staatsbürgerschaft besitzen und das 19. Lebens-
jahr vollendet haben, sind, wenn sie in einer
Gemeinde nicht nur vorübergehenden Aufenthalt
nehmen (zum Beispiel als Urlauber, Geschäfts-
reisende, Anstaltspfleglinge, Gäste, Durchziehende
usw.), auf Grund der im Meldezettel (Anlage A
des Meldegesetzes 1972, BGBl. Nr. 30/1973) ent-
haltenen Angaben (Familien- und Vorname,
Geburtsdatum und Wohnadresse) in die Wähler-
evidenz aufzunehmen.
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§ 2. (1) Ist die Meldebehörde eine Bundes-
polizeibehörde, so hat sie für die im § 1 ge-
nannten Personen eine Ausfertigung des Melde-
zettels, mit der Amtsstampiglie versehen, der
zuständigen Gemeinde zu übermitteln.

(2) Ebenso haben die Bundespolizeibehörden
auf Grund der polizeilichen Abmeldung die
Namen und Personaldaten der Wahl(Stimm)-
berechtigten der bisherigen Wohnsitzgemeinde
bekanntzugeben.

.§ 3. In Orten, die zum Wirkungsbereich einer
Bundespolizeibehörde gehören, hat diese Behörde
dem Gemeindeamte (Magistrat) auf Verlangen
unverzüglich die Personen, die dem neuen Wahl-
(Stimm)berechtigten-Jahrgang angehören, be-
kanntzugeben. Die Bekanntgabe hat in der aus
dem Muster der Anlage ersichtlichen Form zu
erfolgen.

§ 4. (1) Die Ämter der Landesregierungen
haben die Namen und Personaldaten der Per-
sonen, die die österreichische Staatsbürgerschaft
erwerben, der Gemeinde, in der diese Personen
ihren ordentlichen Wohnsitz haben, unverzüg-
lich nach Aushändigung oder Zustellung des
Bescheides über die Verleihung der Staatsbürger-
schaft unter Beifügung des Erwerbsgrundes und
des Tages des Staatsbürgerschaftserwerbs bekannt-
zugeben.

(2) In gleicher Weise haben die Gemeinden
und die Gemeindeverbände nach § 47 des Staats-
bürgerschaftsgesetzes 1965, BGBl. Nr. 250, der
Wohnsitzgemeinde den Erwerb der Staatsbürger-
schaft durch Erklärung (§ 9 des Staatsbürger-
schaftsgesetzes 1965) bekanntzugeben, sofern es
sich nicht um ein und dieselbe Gemeinde handelt.

Die Übermittlung der vorstehenden Angaben ist
in der Regel durch Übersendung einer Durch-
schrift des Bescheides oder der Bescheinigung
über den Erwerb der Staatsbürgerschaft vorzu-
nehmen.

(3) Eine Verständigung der Wohnsitzgemeinde
im Sinne des Abs. 1 hat auch im Falle der
bescheidmäßigen Feststellung des Besitzes oder
Nichtbesitzes der Staatsbürgerschaft unter Bei-
fügung des Verlustgrundes und des Tages des
Staatsbürgerschaftsverlustes zu erfolgen.

(4) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 3 gelten
nur für Personen, die das 19. Lebensjahr voll-
endet haben oder bis 31. Dezember des Jahres
des Erwerbes, des Verlustes oder der Feststellung
des Besitzes der Staatsbürgerschaft das 19. Lebens-
jahr vollenden.

§ 5. (1) Die Gemeinden haben alle Umstände,
die ihnen nach den Bestimmungen der §§ 1 bis 4
oder sonst von Amts wegen bekannt werden
und geeignet sind, eine Änderung der Wähler-
evidenz zu bewirken, wahrzunehmen und die
erforderlichen Änderungen in der Wählerevidenz
durchzuführen.

(2) Umstände gemäß Abs. 1, die auch in der
Wählerevidenz einer anderen Gemeinde zu
berücksichtigen sind, sind dieser Gemeinde
unverzüglich mitzuteilen.

§ 6. Die Wählerevidenzverordnung, BGBl.
Nr. 7/1961, in der Fassung der Verordnungen
BGBl. Nr. 140/1967 und BGBl. Nr. 16/1969
tritt außer Kraft.

Rösch
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Anlage

3 0 7 . Kundmachung der Bundesminister für
Justiz und für Inneres vom 19. Juni 1973,
mit der die zur Entscheidung im Sinn des
§ 36 des Mietengesetzes berufenen Gemein-

den festgestellt werden

1. Auf Grund des § 36 Abs. 2 des Mieten-
gesetzes, BGBl. Nr. 210/1929, zuletzt geändert
durch das Mietrechtsänderungsgesetz, BGBl.
Nr. 281/1967, wird im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Bauten und Technik festge-
stellt, daß die im § 36 Abs. 1 des Mietengesetzes
genannten Voraussetzungen bei folgenden Ge-
meinden zutreffen:

Land Kärnten: Klagenfurt;

Land Niederösterreich: Neunkirchen, St. Pölten,
Stockerau;

Land Oberösterreich: Linz;

Land Salzburg: Salzburg;

Land Steiermark: Bruck an der Mur, Graz,
Leoben, Mürzzuschlag;

Land Tirol: Innsbruck, Kufstein, Solbad Hall in
Tirol;

Land Wien: Wien.

2. Diese Kundmachung tritt mit Wirksamkeit
vom 1. Juli 1973 an die Stelle der Kundmachung
vom 1. Oktober 1969, BGBl. Nr. 361.

Broda Rösch


